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Ein stabiles und praxisgerechtes Steuersystem und kluge Gesetze bilden
die Grundlage, um Investitionen zu tätigen oder wichtige persönliche Ent-
scheidungen zu treffen. Der Staat ist daher verpflichtet, entsprechende
Rahmenbedingungen zu schaffen. Ungeachtet dessen ist in Zeiten von
Schuldenbremse, Flüchtlingskrise, Finanz- und Währungsturbulenzen der
Gestaltungsspielraum der Politik eingeschränkt. Vor diesem Hintergrund
hat der LSWB im Austausch mit Vertretern der bayerischen Wirtschaft, den
Kollegialverbänden und dem DStV eine Reihe politischer Positionen for-
muliert.

Steuerrecht 

Klare, handwerklich gut gemachte Gesetze 

Das deutsche Steuerrecht ist hochkomplex und enthält eine Vielzahl von Einzelfalltat-
beständen. Für den Bürger ist dies intransparent und schwer zu durchschauen. Das größte
Problem des deutschen Steuerrechts ist jedoch nicht seine Komplexität, sondern eine
schlechte formale und inhaltliche Qualität der Gesetzgebung. 

Als Beispiel seien das Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens, das
Kassengesetz, die GoBD und das aktuelle Erbschaftsteuerrecht genannt, die entweder
an mangelnder Skalierbarkeit, Überkomplexität oder Inkohärenz leiden. 

So umfasst, um nur ein Beispiel von vielen zu nennen, im Erbschaftsteuerrecht allein der
Gesetzestext zum Verwaltungsvermögen sechs Absätze statt wie früher einen ohne Richt-
linien und Kommentierung. Dabei widerspricht er sich zuweilen selbst. 

Der im Juli erlassene Anwendungserlass zur Erbschaftssteuer verspricht keine praxis-
gerechte Umsetzung der gesetzlichen Regelungen. Trotz seines Umfangs bleiben Frage-
stellungen zum Beispiel zur Definition und Bemessung des Verwaltungsvermögens offen.

Ein anderes Beispiel: Bei den „Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbe-
wahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum
Datenzugriff“ (GoBD) gibt es rund 40 problematische und unklare Ausführungsbe-
stimmungen. Erschwerend kommt hinzu, dass diese aufgrund mangelnder Skalierbarkeit
nicht auf die Bedürfnisse kleinerer und mittlerer Unternehmen heruntergebrochen werden
können. 

Der LSWB fordert klar formulierte und handwerklich gut gemachte Gesetze, Richtlinien, An-
wendungserlasse und Verordnungen, die Mandanten wie Beratern Rechtssicherheit
geben.



Erhalt der Abgeltungsteuer bis zu einem nachweislich wirksamen 
automatischen Informationsaustausch 

Die Diskussion um eine Abschaffung der Abgeltungsteuer ist in vollem Gange. Politische
Begründung: Mit Einführung des internationalen automatischen Informationsaustauschs
in Steuersachen verliere die Abgeltungsteuer ihre ursprüngliche Zielsetzung, nämlich die
Eindämmung der Steuerflucht. Die Abgeltungsteuer ist jedoch besser als ihr Ruf:

Einerseits, weil der Satz „Besser 25 Prozent auf X, statt 42 Prozent auf nix“ nach wie vor
aktuell ist. Andererseits könnte eine überarbeitete Abgeltungsteuer als Quellensteuer eine
Steuervereinfachung bedeuten. Ferner greift die immer wieder vorgebrachte Aussage „Die
Abgeltungsteuer bewirkt eine steuerliche Ungleichbehandlung von Kapital und Arbeit“
zu kurz. Einkünfte aus Dividenden unterliegen zweifach der Besteuerung – beim Unter-
nehmen und beim Anteilseigner. Die Gesamtbelastung aus Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag und Abgeltungsteuer beläuft sich in Bayern auf bis zu 47,81 Prozent. 

Der LSWB fordert daher den Erhalt der Abgeltungsteuer bis zu einem nachweislich wirk-
samen internationalen automatischen Informationsaustausch.

Keine überschießende Anzeigepflicht von Steuergestaltungsmodellen

Das Thema Anzeigepflicht ist politisch en vogue: Die OECD verfolgt Berichtspflichten im
Zuge des BEPS-Projekts. Die EU-Kommission startete eine öffentliche Konsultation zur Pla-
nung weiterer Schritte. Auch national rückt das Thema in den politischen Fokus. Diese Re-
aktionen sind nachzuvollziehen, da Steuersparmodelle wie Cum-Ex oder Steuerver-
meidungskonzepte à la Apple oder Google die Gleichmäßigkeit der Besteuerung beein-
trächtigen.

Wir Steuerberater warnen dennoch vor einem Generalverdacht. Über 99,9 Prozent der
Steuerpflichtigen und ihrer Berater sind nicht in kritische Modelle involviert. Selbst die
größten Befürworter von Anzeigepflichten können bisher keinen substanziellen Beleg dafür
vorlegen, dass deren Einführung Verlagerungen in Steueroasen verhindert. Darüber hi-
naus ist es prinzipiell Aufgabe des Gesetzgebers, für qualitativ einwandfreie Gesetze zu sor-
gen, die keine Gestaltungslücken zulassen. Solange sich ein Steuerpflichtiger an die
Gesetze hält, ist sein Verhalten legal und auch legitim. Eine Anzeigepflicht für explizit vom
Gesetzgeber geförderte Gestaltungen wäre bizarr. Und nicht zuletzt hat die Finanzverwal-
tung bereits heute Instrumente in der Abgabenordnung – von Betriebsprüfungen, über
Auskunftspflichten bis hin zu Zwangsmaßnahmen – um unerwünschte Gestaltungsmodelle
aufzuspüren. Die so erlangten Informationen sollten effektiver ausgewertet werden.

Als LSWB lehnen wir, genau wie unser Bundesverband, weitreichende Anzeigepflichten
strikt ab. Soweit die gegenwärtigen Bestrebungen weiter verfolgt werden, muss beachtet
werden:

• Die Anzeigepflicht darf nur an objektiv überprüfbare Kriterien anknüpfen.

• Als fairer Verfahrensausgleich muss dem Steuerpflichtigen eine verbindliche Rück- 
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meldung über die steuerliche Zulässigkeit des gemeldeten Modells gegeben werden.

• Das durch die Anzeigepflicht generierte Volumen an Informationen muss für die 
Finanzverwaltung administrierbar und für die Bürger nachvollziehbar und kon-
trollierbar sein.

Realitätsgerechte Anpassung der Zinssätze im Steuerrecht

Trotz andauernder Niedrigzinsphase verharren die Zinsen im Steuerrecht beim Fiskus und
in den Kommunen bei 6 Prozent pro Jahr. Der Steuerzins ist somit weit davon entfernt, ein ge-
glätteter Normalzins zu sein. Aus Sicht der Beratungspraxis sind deshalb insbesondere zwei
Normengebiete dringend anzugehen: Die Verzinsung von Ansprüchen aus dem Steuer-
schuldverhältnis und der Abzinsungssatz zur Bewertung von Pensionsrückstellungen!

Kleine und mittlere Unternehmen trifft die marktferne steuerliche Zinshöhe hart: Sie
werden nicht dauerhaft vom Finanzamt geprüft, wie es für Großbetriebe vorgesehen ist. Die
Betriebsprüfung tritt bei ihnen erst Jahre später und unvorhersehbar ein. Eine entspre-
chend zeitverzögert festgestellte Steuerlast unterliegt automatisch der Verzinsung von
6 Prozent. Das erschwert die Einigungsbereitschaft bei Sachverhalten, die im Rahmen von
Betriebsprüfungen aufgegriffen werden. Das macht eine solide Finanzplanung unmöglich.
Der LSWB fordert deswegen, dass der Gesetzgeber die Zinshöhe im Verfahrensrecht (§ 238
AO) zumindest temporär an die andauernde Niedrigzinsphase anpasst oder sie variabel, an
den Basiszins gekoppelt, ausgestaltet. 

Zudem sprechen sich die deutschen Steuerberater für eine realitätsgerechte Bewertung
von Pensionsrückstellungen aus. Denn der steuerlich fixe Abzinsungssatz von 6 Prozent hat
verheerende Praxiskonsequenzen: Pensionsrückstellungen werden unrealistisch niedrig
bewertet mit der Folge, dass die Versorgungszusage zu niedrig ausgewiesen wird.  Hieraus
resultiert ein höherer Gewinn, der zu einer unrealistischen Besteuerung im Unternehmen
führt. Diese Mittel fehlen später im Versorgungsfall. Der LSWB fordert deswegen, dass
der steuerliche Abzinsungssatz i. S. d. § 6a EStG von derzeit 6 Prozent an das derzeitige
Zinsniveau angepasst wird.

Berufsrecht

Praxisgerechte Definition der Aufgabenbereiche von Steuerberatern

Zu den klassischen Tätigkeiten der Steuerberater gehört unter anderem die Lohnbuch-
haltung für die Mandanten, die Erstellung der Abrechnungen, die kontinuierliche Betreu-
ung der hinterlegten Personalstammdaten sowie der Jahreslohnkonten und die Einhaltung
der vorgeschriebenen Meldeerfordernisse gegenüber Krankenkassen, Statistiken und Fi-
nanzämtern. Eine besondere Bedeutung kommt daneben auch der Prüfung sozialversiche-
rungsrechtlicher Fragen zu. Viele Mandanten erwarten von ihren Steuerberatern außerdem
die Klärung des Vorliegens beziehungsweise Nichtvorliegens einer Scheinselbstständig-
keit, einer geringfügigen Beschäftigung und etwaiger Aufzeichnungspflichten.



Was die Erledigung der beschriebenen Aufgaben für die Mandanten betrifft, ist die der-
zeitige rechtliche Lage unbefriedigend und nicht praxisgerecht. Exemplarisch hinzuweisen
ist auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) zur Frage der Vertretungsbe-
fugnis von Steuerberatern im Rahmen eines sozialversicherungsrechtlichen Statusfest-
stellungsverfahrens nach § 7a SGB IV. Das BSG vertritt die Auffassung, dass Steuerberater
nicht befugt sein sollen, Mandanten, die sie auch steuerlich betreuen, im Rahmen eines
Statusfeststellungsverfahrens zu vertreten.

Nach Überzeugung des LSWB entspricht die Entscheidung nicht der vom Gesetzgeber mit
dem Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) beabsichtigten und geschaffenen Rechtslage. Mit
Blick auf die Aufgaben, die heute typischerweise durch Steuerberater im Rahmen der
Lohnbuchführung erledigt werden, ist nach Ansicht des LSWB eine grundsätzliche Klar-
stellung des Gesetzgebers zu den Kompetenzen der Steuerberater dringend erforderlich.

Sicherung der Qualität der Steuerberatung auch auf Europäischer Ebene

Die Europäische Kommission sieht Regulierungen bei Berufsgruppen als Hindernis für den
Binnenmarkt an. Daraus resultieren regelmäßig Forderungen nach dem Abbau von
Berufsregeln. Die Argumentationen der EU-Kommission für Deregulierungsmaßnahmen
erfolgen einseitig unter der Vorstellung durch Wettbewerb geringerer Preise, höheren
Konsums und angeblich besserer Beschäftigung. Berufliche Regeln für Steuerberater er-
füllen aber eine wichtige Funktion bei der Sicherung des Verbraucherschutzes, der Dienst-
leitungsqualität sowie der Sicherstellung eines funktionierenden Steuersystems. Diese
positiven Effekte müssen gegen einen möglichen ökonomischen Effekt von Deregulie-
rungsmaßnahmen aufgewogen werden. 

Zur Stärkung des Binnenmarkts möchte die EU-Kommission ferner Hemmnisse grenz-
überschreitender Dienstleistungserbringung und der Niederlassung in anderen Mit-
gliedsstaaten abbauen. In der Steuerberatung bedeutet dies, dass Personen und Gesell-
schaften ohne Nachweis der Kenntnis des deutschen Rechts, der fachlichen Vorausset-
zung und eines Ausschlusses von Fremdkapital beratend tätig sein dürften. Dies birgt
Besteuerungs- und Steuerausfallrisiken für den Staat, wie Nachzahlungs-, Zinsrisiken und
strafrechtliche Verfolgung für den Steuerpflichtigen. 

Der LSWB fordert daher, dass den Deregulierungsbestrebungen der Europäischen Kom-
mission im Berufsrecht der Steuerberater durch nationale Vertreter der Exekutive sowie
den Abgeordneten in den Parlamenten parteiübergreifend entgegengetreten wird. 
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Steuervollzug

Technische Augenhöhe beim Steuervollzug

Steuerberater als Organ der Steuerrechtspflege sind genau wie die Finanzverwaltung
wesentlicher Bestandteil des Steuervollzugs. Berufsstand und Beamtenschaft agieren auf
Augenhöhe.

Das gilt jedoch leider nur für die handelnden Personen, nicht aber für die Technik. In
vielen Finanzämtern werden die Chancen, die die Digitalisierung bietet, nicht genutzt, weil
die technischen Voraussetzungen fehlen. Technologien, die sich in der Beratungspraxis
seit Jahren  bewähren, werden aus Kostengründen in den Ämtern nicht eingesetzt.
Die Probleme, die hieraus resultieren, sind vielfältig. Allzu oft kommt es zu Mehr- und
Doppelarbeiten, Missverständnissen und Kommunikationsproblemen.

Haben wir auch gemeinsame Verpflichtungen mit der Finanzverwaltung, so enden diese
hier: Es ist nicht unsere Aufgabe, durch Mehrarbeit die Investitionsversäumnisse der Ver-
waltung aufzufangen. 

Der LSWB fordert daher, der Finanzverwaltung die Ressourcen zur Verfügung zu stellen,
um von ihrer Seite aus einen reibungslosen Steuervollzug zu gewährleisten.

Arbeitsrecht

Das Arbeitszeitrecht muss flexibler und moderner werden

Für Steuerberater und Wirtschaftsprüfer wäre eine Flexibilisierung des Arbeitszeitrechts
aus mehreren Gründen sinnvoll. So arbeiten in den Kanzleien viele Teilzeitkräfte – insbe-
sondere Frauen. Arbeitet eine Steuerfachangestellte nur ein bis zwei Tage in der Woche
in der Kanzlei – etwa weil sie sich die Kinderbetreuung mit ihrem Mann teilt – muss sie
aufgrund des Gesetzes nach zehn Stunden „den Stift fallen lassen“. Die Arbeit bleibt
liegen. „Abends noch etwas fertig machen“ ist durch unrealistische Regelungen im be-
stehenden Arbeitsrecht ebenfalls so gut wie unmöglich. Gerade in Zeiten mit vermehrten
Arbeitsaufkommen, etwa bei der Bearbeitung von termingebundenen Steueranmeldungen
oder Jahresabschlüssen, wäre eine flexiblere Handhabung der Arbeitszeit zeitgemäß und
von allen Beteiligten gefordert. 

Der LSWB fordert daher ein Arbeitszeitrecht, das den Anforderungen einer vernetzten und
digitalisierten Wirtschaft gerecht wird und versucht, Arbeitnehmern den Spagat zwischen
Karriere und Familie zu ermöglichen. Die 11-Stunden-Ruhezeitregelung ist dabei ein Relikt
der alten Industriegesellschaft. 

LSWB Geschäftsstelle: Hansastraße 32 I   80686 München
Fax 089 2730656   I   E-Mail: info@lswb.de

Redaktion: Steffen Jahn, Heiko Haffmans 
Teile des Textes sind der Broschüre „Positionen zur Bundes-
tagswahl“ des DStV entnommen.
Stand: August 2017
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